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Hintlicbev Teil
ReichSprSstdentenwahl

« »Der erste Wahlgang für die Wahl de» Reichspräsiden¬
ten findet nach Beschluß des Reichstags am

Sonntag , 29 . März 1925
Patt.

Die Stimmlisten der Stimmkarteien sind vom
20 . bis einschließlich 23 . März 1925

auszulegen .
Die Gemeindebehörde kann die Auslegung schon früher

beginnen lassen . Wegen der von der Gemeindebehörde vor
der Auslegung zu erlassenden Bekanntmachung wird auf § 18
Absatz 2 der Reichsstimmordnung hingewiesen .

Die neuen Steuervorlagen
Finanzminister Dr . Köhler schreibt zu diesem The -

ma im „Bad . Beobachter " :
„Es wird Zeit , die gesamte Öffentlichkeit auf die Tendenz

bti Steuergesetzentwürfe aufmerksam zu machen , die zurzeit
im Reichsrat beraten werdeni denn es läßt sich nicht beab -
reden, daß die Neuordnung des Steuersystems eine ganz ge¬
waltige Verschiebung in der Verteilung der öffentlichen Lasten
auf die Bevölkerung vorsieht Während die „großen Fnter -
essenlen" seit Monaten offen und im geheimen ihre Kampf -
ftont organisiert und in der Beeinflussung der Öffentlichkeit
außerordentliches geleistet haben , schweigen die großen Massen
des Volkes noch vollständig . Offenbar deshalb , weil es ihnen
noch gar nicht znm Bewußtsein gekommen ist, in welcher Weise
nach dem Willen der Reichsregierung die Probleme der La -
stenverleilung gelöst werden sollen . Bringe ich die Gesamtab -
sichten der Reichsregierung auf eine kurze Formel , so kann
diese nur lauten : stärkste Entlastung des großen Besitzes ,
schärfste Erhöhung der Belastung der großen Massen des
«»« es .

Im einzelnen sehen sich die Dinge wie folgt an :
Im neuen Einkommensteuergesetz ist dir Herabsetzung de?

bmkommensteuertarifs für die großen Einkommen von bisher
11 Prozent auf 33K Prozent vorgeschlagen . Für die Lohn -
md Gehaltseinpfänger soll aber nach wie vor der Ausgangs -

stinkt für ihre Besteuerung der Ivprozentige Abzug sein . Wäh -
nud man also bei den großen Einkommen eine ganz außer -
ordentliche Steuererleichterung eintreten läßt , glaubt man bei
der Masse des Volkes eine solche nicht vornehmen zu müssen .
Gewiß , so heißt es , wäre eine Entlastung auch der Lohn - und
Gehaltsempfänger recht erwünscht , aber für die Finanzlage
des Reiches sei eine solche eben nicht tragbar . Die Körper -
schastssteuer soll auf 20 Prozent des Gewinns beschränkt wer -
den unter Wegsall der 2öprozentigen Zuschläge .auf den aus¬
geschütteten Gewinn , Bei der Einkommens - und Körper -
schaftssteuer sollen nach wie vor die außerordentlich günstigen
„Bewertungs " vorschristen , die im Jahre 1923 geschaffen und
alsbald zu den schärfsten Protesten Veranlassung gegebenhaben, in ihrer Tendenz aufrecht erhalten werden .

Die bisherigen Zuschläge zur ' Bermögeusstcuer » die die grö -
deren Vermögen erfaßt haben , sollen wegfallen . Die Ber -
uiögenszuwachsstener gar soll bis auf weiteres ganz außer
Kraft gesetzt werden . Für Kapitalerträge soll es ohne Rück-
5cht auf ihre Höhe keine Borbelastung mehr im Sinne der
früheren Kapitalertragssteuer geben . Die Grunderwerb - und
&>e Kapitalverkehrssteuern sollen allgemein herabgesetzt>verden,

3ch habe volles Verständnis dafür , daß wir in Deutschland
Neubildung des Kapitals ermöglichen und dies in der

ueuen Steuergesetzgebung auch entsprechend zum Ausdruck
Hungen , Ich bin aus diesem Grunde auch mit einer Ermä -
Ngung der Höchstsätze des Eiukommensteuertarifs einverstan -

Aber der Vorschlag der Reichsregierung geht entschiedenöu weit . Ich möchte auch die sonstigen Belastungen unsrer
Wirtschaft nicht außer Berechnung wissen . Aber — und das
wtani mir wesentlich — die Neubildung des Kapitals darfnicht auf die Kosten des einzigen , des Lebenskapitals der brei -kn Rassen unseres Volkes erfolgen . Und wie sieht es hierviis? Den gewaltigen Entlastungen des Großbesitzes gegen -

die ich eben ausgezählt habe , stehen an neuen Bela -
? ****" für die Besitzlosen folgende : Die HausziaSsteuer , odert sie in Baden genannt wird , die Gebäudesondersteuer soll

Willen des Reichssinanzministers nicht etwa ermä -
k

'
.
# u^cr aufgehoben , ihr Erträgnis soll auch nicht etwa über -

Zwecke des Wohnungsbaues verwendet , sondern
^

Steuer soll noch schärfer angezogen und zum großen Teil
Zwecke des allgemeinen Finanzbedarfs verwendet werden .

Was heißt das ? Daß die Mieten in den nächsten Monaten
znguusten der öffentlichen Hand stark erhöht werden müssen
niit all den bekannten Auswirkungen ans den Geldbeutel des
einzelnen . Weiterhin hat die Reichsregierung einen Gesetz -
entwnrf vorgelegt über die gegenseitigen Besteuerungsrechte
des Reichs , der Länder und Gemeinden , der letzten Endes
dazu führen soll, die Gemeindebetriebe , also die Wasser - , Gas -
und Elektrizitätswerke steuerlich scharf heranzuziehen . Die
Folge davon ist eine weitere Mafsenbelastung , die sich in der
Erhöhung der Gebühren für Wasser , Gas und Elektrizität aus -
wirken wird . Endlich aber ist beabsichtigt , die Steuer auf das
Bier um 100 Prozent zu erhöhen und weiterhin eine stärkere
Belastung des Tabakverbrauchs durchzusetzen . Zusammenge -
faßt : einerseits außerordentlich weitgehende Entlastung deö
großen Besitzes — wozu auch die Auswirkungen des in seinem
Grundgedanken gewiß berechtigten , aber in der jetzigen Fas -
sung durchaus einseitigen ReichSbrwertnngsgesetzes gerechnet
werden können , das , wie ich vor einiger Zeit im Haushalts -
ausschuß des badischen Landtags ausgeführt habe , in der Pra -
xis eben doch eine recht weitherzige Veranlagung des Groß -
grundbesitzes und eine starke Ergreifung deS parzellierten Be -
sitzes sein wird — anderseits zum Ausgleich für die Aus -
fälle des großen Besitzes sehr scharfe Erhöhungen der Lei -
stungen der besitzlosen Massen und des kleinen und mittleren
Besitzes . Also eine durchaus unsoziale Gestaltung der Lasten -
Verteilung . Ich will immer noch hoffen , daß die Gesetzen !-
würfe der Reichsregierung eine wesentliche Änderung dnrch
den Reichsrat und den Reichstag erhalten . So wie die Ent -
würfe jetzt borliegen , sind sie für jeden wirklich sozial denken -
den Mann durchaus unannehmbar . Ich hätte es nie für mög -
lich gehalten , daß in solch roher Form Jnteressentenpolitik sich
in Gesetzentwürfen der Reichsregierung auswirkt . Die Zen -
trumspartei vor allem möchte ich dringend bitten , ihren gan¬
zen Einfluß geltend zu macheu , nm zu verhüten , daß die Ab-
sichten der Reichsregierung in die Tat umgesetzt werden . Die
Folgen müßten nicht nur auf wirtschaflichem , sondern vor
allem ans politischem Gebiet geradezu verheereud wirken .

"

Ein Ikompromih über den Finanzausgleich
Nach mehrtägigen Verhandlungen ist am Montag in den

Ausschüssen des Reichsrats ein Kompromiß über den Finanz¬ausgleich zwischen dem Reich und den Ländern zustande ge-kommen . Von den Ländern war u . a , verlangt worden , daßdas Reich den Ländern die Einkommen - und Körperschafts -
steuer zu 96 Prozent und von der Umsatzsteuer 30 Prozentüberweise . Die Reichsregierung hatte eine endgültige Neu -
ordnung des Finanzausgleichs schon mit Wirkung vom 1 . April192k an herbeiführen wollen , Da bei der parlamentarischenLage mit der Verabschiedung dieses dem Reichsrat vorgelegtenEntwurfes bis Ende März nicht zu rechnen war , hatte die
Reichsregierung dem Reichsrat einen Gesetzentwurs über eine
Notregelung des Finanzausgleichs in den Monaten April undMai 1925 vorgelegt . Der endgültige Ausgleich sollte dann
ans Grund der späteren Beschlüsse mit rückwirkender Kraftvom 1 . April 1926 an gelten . Gegen diesen Vorschlag hattendie Länder in den Ausschüssen schwere Bedenken erhoben . Man
verständigte sich — wie gemeldet aus Anregung des badischenFinanzministers Dr . Köhler — schließlich mit der Reichsregie -
rnng dahin , daß der bestehende Finanzausgleich bis zum 30.September 1925 verlängert werden und vom 1 . Oktober 1925
an der endgültige Ausgleich ohne Rückwirkung in Kraft treten
soll . In der Sitzung vom Dienstag des Reichsrats wurde das
Kompromiß in einer Erklärung des Reichsfinanzministers v .Schliebe » formuliert . Der Reichssinanzminister erklärte :

„Die Reichsregierung ist bereit , den Bedenken , die die Län -der gegen die vorgeschlagene Notregelung geltend gemacht ha¬ben , in der Weise Rechnung zu tragen , daß das geltende Fi -
nanzausgleichsgesetz bis zum 30. September 1925 verlängertwird , jedoch nur dann , wenn der Reichsrat sofort auf Grunddes ihm vorliegenden Gesetzentwurfes über den endgültigenFinanzausgleich in die Beratung des mit Wirkung vom I . Ok -
tober 1925 in Kraft zu setzenden definitiven Finanzausgleichseintreten wird . Unter dieser Voraussetzung stimmt die Reichs¬regierung dem in den ReickSratsausschüsseu ausgearbeitetenEntwurf eines Gesetzes zur Regelung eines Finanzausgleichs
zwischen Reich , Ländern und Gemeinden im ersten Halbjahrdes Rechnungsjahres 1925 zu . Unter der gleichen Voraus -
sebung ist die Reichsregierung bereits dafür eingetreten :

„ 1 . Daß bei dem endgültigen Finanzausgleich den Län -
dern im Rechnungsjahre 1925 von den Überweisung «-
steuern etwa der gleiche Gesamtbetrag an Überweisungen
zukommen soll , wie der , der ihnen aus der Grundlage der
gegenwärtigen Anteilsverhältnisse an Reichssteuern zu -
stehen würde ,

2. daß bei den Fragen der Erstattung aus Grund des
Steueritberweisungsgesetzes und in dem Übergang zur
vierteljährliche » Vorauszahlung den Wünschen der Län -
der entgegengekommen wird .

3 . daß der Polizeikostenzuschuß den Ländern im Rech -
nnngsjahr 1925 in gleicher Höhe wie im Rechnnngsjabr1924 ans Grund der zu vereinbarenden Grundsätze ge -
währt wird .

"
Der Reichsrat stimmte der Vorlage einstimmig zu und er -

klärte sich mit der Erklärung der Regierung einverstanden ,

unter der Voraussetzung , daß der Stellungnahme der Länderüber ihre Anteilsverhältnisse an Reichssteuern bei dem endgül -
tigen Ausgleich damit nicht vorgegriffen werde und die Ein -
nahmequellen der Länder , wie sie nach Verabschiedung deruenen Steuergesetze und des endgültigen Ausgleichs sich ge-
stalte, » würden , vom Reichstag nicht wesentlich zu Ungunstender Länder verändert würden .

Zur ificuwabl des IKeicksprösidenten
Die Kandidaturen

In der Frage der Wahl des Reichspräsidenten haben am
Dienstag vormittag zwischen einigen Parteiführern nnver -
kindliche Besprechungen stattgefunden . Auf Grund des dem » -
kratischen Briefes und einer gestern erfolgte » Vereinbarungsind die Fraktionen des Zentrums und der Demokraten vondem Ausschuß der rechtsstehenden Parteien gebeten worden ,auf heute vormittag Vertreter niit möglichst weitgehenden Voll -
machten zu einer Sitzung des Ausschusses zu entsenden . Di «Berliner Blätter glauben , daß diese Besprechungen zu einer
Klärung der Lage führen werden , so daß vielleicht noch im
Laufe des heutigen Tages die Nominierung eines Kandidaten
für die Reichspräsideutenwahl erfolgen dürfte .Wie der „ Vorwärts " wissen will , hätten die Beratuilgen
innerhalb der Instanzen der Zentrumspartei das Ergebnis ge-
habt , den preußischen Ministerpräsidenten Marx als Präsiden -
tenkandidaten des Zentruins für den ersten Wahlgang anszu -
stellen . Dieses Ergebnis werde seine endgültige Bestätigungam heutigen Mittwoch durch den Parteiausschuß des Zen -«
trums finden . Marx habe sich bereit erklärt , die Kandidatur
anzunehmen . Andererseits wird gemeldet , daß Fehrenbach
neuerdings mehr Aussichten habe .

Borbereitungen zur Reichspräsideutenwahl
Der Reichsminister des Innern bestimmt , daß die Stimm -

listen und Karteien für die am 29 . März stattfindende Reichs -
präsidentenlvahl vom 20 . bis einschließlich 23 . März aufzulegen
sind . Wird ein zweiter Wahlgang erforderlich , so werden die
Stimmlisten und Stimmkarteien nach Berichtigung erneut vom
21 .—22 . April aufgelegt . Näheres Über Ort nnd Zeit der Auf -
legnng geben die Gemeindebehörden noch bekannt . Einsprüche
gegen die Stimmlisten müssen bi? Ablauf der Auflegungsfrist
erhoben werden . Wählen kann nur , wer in die Stimmlisten
eingetragen ist , oder bei Abwesenheit vom Wohnort am Wahl -
tage eilten Stimmschein sich rechtzeitig hat ausstellen lassen .
Stimmberechtigte , die ans dem alten und neubesetzten Gebiet
ausgewiesen , oder durch die Maßnahmen der Besatzungsbe -
Hörden verdrängt sind , insbesondere auch Personen dieser Art ,die infolge der Wohnverhältnisse dorthin noch nicht haben zu¬
rückkehren können , sind für die Wahlen am 29 . März oder
6 . April auf Antrag in die Stimmlisten oder Stimmkarteien
ihres Aufenthaltsortes einzutragen , auch wen » sie an diesem
Ort keinen Wohnsitz , oder gewöhnlichen Aufenthalt , haben .

Antrag auf Änderung des Wahlrechts
Die Demokraten , Sozialdemokraten und das Zentrum ha

ben eilten gemeinsamen Initiativantrag für eine Ändern »,
des Gesetzes über die Wahl des Reichspräsidenten im Reichs
tag eingebracht . Dieser Antrag betont die Notwendigkeit von
Wahlvorschlägen und verlangt die Ausgabe von amtlichen
Stimmzetteln . Die Wahlvorschläge sollen spätestens am 10.
Tage vor der Wahl beim Reichswahlleiter eingereicht sein .
Sie müssen von mindestens 20 000 Wählern unterzeichnet sein .
An Stelle von 20 000 Wählern genügen 20 Unterschriften ,
wenn der Vorschlag von Gruppen ausgeht , die bei der letzten
Reickstagswahl einen Reichswahlvorschlag eingereicht hatten
und wenn auf die Kreiswahlvorschläge , die deni Reichswahl -
Vorschlag angeschlossen waren , zumindestens 500 000 Stimmen
abgegeben wurden . Die Stimmzettel sollen durch die Reichs -
regierung amtlich hergestellt werden in der Weise , daß sie
alle vom Reichswahlleiter zugelassenen Wahlvorschläge enthal «
ten . Die Stimmabgabe soll in der Art erfolge » , daß der Wäh -
ler durch ein auf den Stimmzettel gesetztes Kreuz oder auf
andere Weise kenntlich macht , welchem Vorschlage er seine
Stimme gibt . Dabei soll es zulässig sein , daß der Wähler
seine Stimme für eine nicht vorgeschlagene Person abgibt ,
nachden , er den Namen dieser Person auf einen dazu vorbe -
haltenen freien Raum des amtlichen Stimmzettels schreibt.

Der Antrag will eine gewisse Sicherung gegen eine Über ,
fülle von Splitterkandidaten schassen. Die Zahl der Parteien ,
die Über 500 00V Stimmen aufgebracht haben , ist nicht allzu
groß . Mit der Annahme des Antrags in der heutigen Reichs -
kagssitzting ist zu rechnen .

Mit der Beilage : 16 öffentliche Sitzung über die Verhandlungen des

Die deutsch -französischen WirtschaftSverliandlungen , Nach
einer getroffenen Vereinbarnng sollen die Verhandlungen
über den deutsch -französischen Wareuverkrkr während deS
Provisoriums am 1K. März in Paris wieder ausgenommen
werden . Die deutsche Delegation wird sich zu diesem Zweck ,
soweit sie zu den Verhandlungen über den Vertragstext nicht
in Paris verblieben ist , znm 16 , März wieder nach Paris be-
geben . Jedoch wird Dr . Trendelenbnrg . der augenblicklich nn -
päßlich ist . vorübergehend ersetzt werden durch Ministerial -
direktor Pofse vom Reichswirtschaftsministerium .

Umsätze ins Ausland und Umsatzsteuer . Der Peichsfinanz »
mit ister hat dem Reichsrat den Entwurf einer Verordnung
über die Befreiung der Umsätze ins Ausland von der Umsatz-
steuer vorgelegt . Der Entwnrf , der mit Wirkung ab 1. ? a -
nnar 1925 in Kraft treten soll , ist im Interesse des deutschen
Ausfuhrhandels und des Speditionsgewerbes eingebracht wor -
den . Den Behörden ist Anweisung erteilt worden , schon jetzt
nach dem Entwurf zu verfahren .

B .ldischen Landtags



Deutscher Veicbsrsg
S. Berlin , 10. März .

Am Regierungstisch ReichSinnonminister Dr . Schiele .
Präsident LSbe eröffnet die Sitzung um 2 .20 Uhr . Auf der

Tagesordnung steht zunächst die dritte Beratung des Gesetz»
entwurfes über die

Stellvertretung de« Reichspräsidenten .
Abg . Graf Westarp (DR .) erklärt , daß seine Freunde der

Vorlage zustimmen werden , weil sie den höchsten Justizbeamten
des Reichs mit der Stellvertretung betrauen will . Nachdem
aber inzwischen der demokratische Vorschlag einer Kandidatur
Dr . Simons erfolgt sei, stelle er ausdrücklich fest , daß aus der
Zustimmung zu der Vorlage keine Schlüsse auf die Haltung
seiner Partei zur endgültigen Wahl des Reichspräsidenten ge-
zogen werden dürfen .

Abg . Brüninghaus (DVP .) gibt eine gleichlautende Erklä -
rung ab und bedauert , daß durch den Vorschlag der Demokra -
ten die Person des Reichsgerichtspräsidenten in die politische
Debatte gezogen worden sei.

Abg . Koch - Weser (Dem . ) erwidert , daß auch die Zustimmung
seiner Freunde zur Vorlage keiner Vorbedeutung für die end -
gültige Wahl des Reichspräsidenten bilden soll . Es sei aber
kein Grund vorhanden , den Reichsgerichtspräsidenten als den
stellvertretenden Reichspräsidenten von der Kandidatenerör -
terung auszuschließen .

Die Vorlage wird darauf gegen die Stimmen der National -
sozialiften und Kommunisten angenommen .

Ebenfalls in dritter Lesung gegen die Stimmen der Na .
tionalsozialisten und Kommunisten wird der Gesetzentwurf
angenommen zur Übernahme der durch die Beerdigung des
Reichspräsidenten entstandenen Kosten auf die Reichskasse .

Zur ersten Lesung gestellt werden dann die Gesetzentwürfe
über

die Genfer Übereinkommen
über das Vereinsrecht der landwirtschaftlichen Arbeiter und
die Entschädigung der Landarbeiter bei Arbeitsunfällen .

Abg . Obendiek ( K .) fordert , daß auch auf den Gütern Be -
triebsräte zugelassen werden . Die Arbeitszeit sei weit über
8 Stunden ausgedehnt . Nötig ist aber , den Landarbeiterver -
band umzugestalten , damit er eine Kampforganisation werden
kann .

Abg . Schmidt ( Soz .) : Allein uns ist es zu verdanken , daß
das internationale Arbeitsamt in Genf sich mit der Landwirt -
schaft beschäftigt hat und jetzt das Koalitions - und Versamm¬
lungsrecht der Arbeiter international gesichert wurde . Wir
werden dafür sorgen , daß das Koalitionsrecht tatsächlich durch -
geführt wird und daß die Freizügigkeit auch . nicht durch Matz -
nahmen der Reichsbahn illusorisch gemacht wird . Redner lehnt
es namens der sozialdemokratischen Arbeiter ab , den kommu¬
nistischen Wahnsinnsparolen zu folgen .

Die Vorlage wird darauf dem sozialpolitischen Ausschuß
übergeben .

Zur Kenntnis genommen wird das Washingtoner Überein¬
kommen über die

Beschäftigung der Frauen vor nnd nach der Niederkunft .
Abg . Frau Nemitz (Soz . ) fordert , daß das Übereinkommen

als Gesetz vorgelegt werde . Vom Arbeitsministerium sei fei -
der auf diesem Gebiete wenig geschehen .

Abg . Frau Arendsee (K . ) vexlangt staatliche Entbindung
und Kinderfürsorgeanstalten und lehnt die privaten und kirch-
lichen Einrichtungen ab .

Die Vorlage wird ebenfalls an den sozialpolitischen Ausschuß
überwiesen .

Die zweite Lesung des Haushaltsplanes wird dann fortge -
setzt beim

Haushalt des Reichsjnstizministeriums .
Abg . Dr . Korsch (K . ) erstattet über die AusschußberatUngen

einen stark einseitig gefärbten Bericht , so daß von den bürger -
lichen Parteien lebhafter Widerspruch erhoben wird .

Abg . Dr . Levi ( Soz . ) fordert die Beseitigung der letzten Ju¬
stizreform des Ministers EmMinger , die nur eine Verschlep .
pung des Justizbetriebes herbeigeführt habe . Der Redner
erklärt , er habe zur Neichsregierung nicht das Vertrauen ,
daß sie das Maß von Charakterstärke und Takt besitze, um
parteiliche Einflüsse in der Rechtsprechung auszuscheiden . Be -
dauerlich sei es , wenn Angeklagte wegen Landesverrats ver -
urteilt werden , weil sie geheime Waffenlager und Organisa -
tionen aus republikanischer Gesinnung anzeigen . Diese gan -
zen Landesverratsprozesse dienten nur dazu , gewisse Organs -
sationen zu garantieren .

' Das alles habe mit dem Schutz !>es
Reiches nichts zu tun . Das Ausland erfahre doch alles .

Abg . Dr . Barth (DVP . ) weist die Vorwürfe gegen den. Nich-
terstand zurück . Gegenüber der Verherrlichung Fechenbachs
durch die Linke sei festzustellen , daß der demokratische Abg .
Müller -Meiningen betont habe , daß Fechenbach ein Landes -
Verräter sei und bleibe . Dr . Krohner sei mit Recht wegen
formaler Beleidigung des Magdeburger Gerichts verurteilt
worden . Dr . Simons sei nicht ein Mann der Rechten , son-
dern der Demokraten . Dem Rechtsanwalt Werthaner , über
dessen vorläufige Festnahme Beschwerde geführt wurde , habe
der frühere sächsische Ministerpräsident Zeigner einen Aus -
trag in der Auseinandersetzung des sächsischen Staates mit
dem sächsischen König zugeschanzt und Werthauer habe nicht

weniger als 700 VW Goldmark Honorar dafür verlangt (Leb -
Haftes Hört , hört ) .

Abg . Hampe (Wirtsch. Vereinig .) begrüßt es , daß bei der
neuen Justtzreform auf ein Zusammenarbeiten mit Öfter »
reich in Aussicht genommen sei. Der Statsgerichtshof habe
keine Berechtigung mehr .

Daraus werden die Beratungen abgebrochen . Das Haus
vertagt sich auf Mittwoch 2 Uhr . Wahlgefetzantrag für die
Reichspräsidentenwahl , Justizetat . Schluß der Sitzung gegen
7 Uhr .

*
Auch der Reichsrat beschäftigte sich am Dienstag mit dem

vom Reichstag endgültig angenommenen Gesetzentwurf über
die Stellvertretung des Reichspräsidenten . Der Gesetzentwurf
ist aus der Initiative des Reichstages hervorgegangen . Der
Reichsrat beschloß einstimmig , keinen Einspruch gegen den
Gesetzentwurf zu erheben . Namens der bayerifchen Regierung
erklärte der Gesandte von Preger , daß die bayerische Regie -
rung an sich dem Gesetzentwurf zustimme , aber ihrem Be »
dauern darüber Ausdruck gebe , daß der Entwurf auf dem
Wege eines Initiativantrages zustandegekommen sei, so daß
es dem ReichSrat nur möglich war , auf dem Wege des Ein -
spruchs sich damit zu beschästigen . Es wäre sehr erwünscht ge-
Wesen, wenn man den normalen Weg gewahrt und den Ent -
wurf zunächst dem Reichsrat vorgelegt hätte .

Die Tage im Lisenbabnerstreik
« ermittlungstätigkeit des Reichsarbeitsministeriums

Im Reichstagsausschuß für Berkehrsangelegenheiten teilte
Staatssekretär Geib vom Reichsarbeitsministerium mit , daß
das Reichsarbeitsministerium bereits zu Vorbesprechungen
über die Frage der Einleitung eines Schlichtungsverfahrens
im Eisenbahnerstreik eingeladen habe . Diese Einladung war
schon für Mittwoch ergangen , der Termin ist aber auf Wunsch
der Gewerkschaften auf Donnerstag vertagt worden . Es wurde
dann ein Antrag Most (D . Vp . ) in der Form airgenommen ,
daß der Ausschuß von der Erklärung des Vertreters des Reichs -
arbeitsministers mit Befriedigung Kenntnis nimmt und er -
wartet , daß der Reichsar 'beitsminister auch weiterhin alles
nur möglich« zur Beilegung des Streiks tun werde .

5
Die Deutsche Reichsbahn -Gesellschaft teilt mit : Die Lage im

Eisenbahnerstreik vermrderte sich nicht wesentlich . Es streiken
von insgesamt 430 000 Eisenbahnern nach dem Stand vom
Dienstag etwa <5(500, das sind ungefähr 1,5 Prozent . Der
Verkehr und Betrieb wird überall glatt durchgeführt , auch im
Berliner Bezirk . Alle Güterabfertigungen «jrböiten . Die
Güter - und Personenzüge verkehren ohne Störung . Dort ,
wo. es nötig war , ist die Eisenbahnpersonalbetviebshilfe ein -
gesetzt worden . Das Einsetzen der Technischen Not 'hilfe war
nirgends notwendig . Das Ergebnis der Beratung des Ver -
kehrsausschusses des Reichstages ist die Einladung der Deut -
scheu Reichsbahugesellschaft und der beteiligten Gewerkschaften
zu einer Vorbesprechung am Donnerstag , dem 12. März , über
Schlichtungsmöglichkeiten . Generaldirektor Oeser , der seit der
Rückkehr von den Beisetzungsfeierlichkeiten für den verstorbe¬
nen Reichspräsidenten krankheitshalber das Bett hüten mußte ,
hat sofort seine Zustimmung zur Teilnahme an dieser Ver -
sammlung gegeben .

Die Lage der deutschen Reichsbahn
Die Reichs >bahndirektion Karlsruhe schreibt uns :

/Die Lohnbewegung der Eisenbahnarbeiter , die neben der
Herabsetzung der jetzt bestehenden neunstündigen Arbeitszeit
auf acht Stunden bei gleichbleibendem Tagesverdienst außer¬
dem noch eine Erhöhung des Stundenlohnes fordern , hat bis -
hör noch zu keiner Vereinbarung geführt . Aus diesen ! Anlaß
wurde der Reichseisenbahn ->Gesellischaft allenthalben ein ge -
wisser Mangel an guten : Willen vorgeworfen . Alle Kreis ? , die
diese ? Ansicht huldigen , sollten sich vor einer solchen Stellung -
nahine vor Augen halten , daß die Reichsbahn ganz auf sich
selbst gestellt ist und so vor allem , wie jeder ordentliche Ge -
ichäftsmann , Ausgaben erst machen darf , wenn Mehreinnah¬
men , die hier nur in Taviferhö

'
hungen gefunden werden tön »

nen , vorhanden sind . Dabei ist nicht außer acht zu lassen ,
daß die Reichsbahn unter dem Zwange der Verhältnisse kein
nur nach volkswirtschaftlichem Gesichtspunkte zu führendes
Unternehmen , sondern nicht zuletzt ein Erw erbsunter,lehmen
ist, das die für die Rsparationslast nötigen Gelder beschaffen
muß . Neben den jährlich etwa 290 Millionen Reichsmark Ver -
kehrssteuern , die von ihr an die Entente zu zahlen sind ,
mußte sie

am 1 . März 10Ö Millionen RM . abliefern , denen
am 1 . Oktober d . I . weitere 100 Millionen RM . folgen .

Im Jahre 1926 sind zu leisten
zum 1 . März etwa 300 Millionen RM . und

_ zum 1 . Oktober etwa 300 Millionen .
Später erhöhen sich diese Ziffern auf etwa 600 Millionen .

Zn «diesen Lasten tritt noch die Verpflichtung , Betriebs - und
Reservefonds anzusammeln .

Für 1 Pfennig in der Stunde Lohnerhöhung erwachsen der
Reichsbahn -Gesellschaft 12 M̂illionen RM . weitere jährliche
Ausgaben . Dazu kommen die Mehraufwendungen , die infolge
der Forderung auf Kürzung der Arbeitszeit um ein Neuntel
erwachsen .

Gegen diese Tatsachen wird häuft« eingewendet, die Mi«4 ,der Reichsbahn -M«(c llschaft seien nicht so knapp, wenn sie cihre Beamten Prämien und an die leitenden Beamten i
hohe Gehaltszulagen bezahlen könne . Dem ist entgegen « ,

°
halten , daß die Gesellschaft von der ihr vom Reichstag ae**! »

*
nen Möglichkeit, bis zu 5 Prozent der Gesamtausgaben für {.;»Beamten zu Zulagen zu verwenden , einen sehr bescheideiw >,Gebrauch gemacht hat . Die erste Bewilligung hat 4 Million?»RM . für die gesamte Reichsbahn im Vierteljahr nicht erreich-
Die Bezüge der leitenden Beamten , zu denen außer dem <&) ■

'
neraldirektor nur die Abteilungsleiter und Mitglieder fe, !
Hauptverwaltung sowie die Präsidenten und Vizepräsident . »der Reichsbahndirektionen zählen , sind bei der Verantwortun »und den Verpflichtungen dieser Beamten unter den neu- .?
Verhältnissen , die die Gesellschaftsform mit sich bringen , in
verhältnismäßig bescheidenem Rahmen geblieben . Diese
derzulagen bewegen sich, entgegen anderen Nachrichten ,
Mischen 1100 und 4000 RM . im Jahr , zu denen für leitendeBeamte , die repräsentative Verpflichtungen haben (Abteilung .leiter und Reichsbahndirektoren der Hauptverwaltung
Vizepräsidenten zählen nicht hierunter ) Dienstauswandsgei ^treten. Diese bävegen sich für die Reichsbahn -Direktionsvr
sidenten zwischen 2400 bis 6000 RM . im Jahr . Zählt m

"
,alle für diese Aufwendungen nötigen Mittel zusammen , so er .

gibt sich ohne weiteres , daß mit einem solchen Betrage den
Wünschen der Arbeiterschaft auch nicht im entferntesten
nung getragen werden könnte .

Politische Neuigkeiten
Wiederwahl von Marx

Der Preußische Landtag hat am Dienstag zum zweitenmal
den ehemaligen Reichskanzler Marx zum Ministerpräsidenten
Preußens gewählt , und zwar mit der knappen Mehrheit ein«
Stimme . Es erhielten von 443 abgegeben Stimmen Marx W
von Richter (D . Vp . ) 161 , Pieck (Komm . ) 42 , Koerner ( Rat .-
soz . ) 11 und Ladendorf (Wirtsch . ) 16 Stimmen . Es ergab sich
wieder dieselbe Konstellation , wie bei der Wahl zuvor , näm-
lich, daß Marx die Stimme der sogenannten Weimarer Koa-
lition , also des Zentrums , der Demokraten und der Sozial -
demokraten , erhielt , zu denen noch zwei Stimmen der Polen
hinzukamen . Die Zentrumsabgeordneten , die bei dem äbge -
lehnten Vertrauensvotum für Marx sich abgespaltet hatten ,
haben diesmal für Marx gestimmt . Dies beweist indessen noch
nichts für ihr Verhalten bei der neuerliche » Bertrauensoki -
stimmung , die ja bald wieder aufgenommen werden mutz, da
dieser rechte Flügel des Zentrums vor einigen Wochen auch
erst bei dem Vertrauensvotum gegen Marx war , während sie
bei der Wahl für Marx gestimmt hatten . Andererseits ist es
(möglich , daß nach dem Verzicht des Ministerpräsidenten Marx
auf den Sozialdemokraten Severing als Innenminister , der
ja wahrscheinlich erfolgen wird , auch für daL Bertranensw -
tum eine kleine Mehrheit zustande kommt . Endgültig geklärt
ist mit der gestrigen Abstimmung jedenfalls die Lage in Preu -
ßen noch nicht , wobei ganz davon abgesehen sein soll, datz
Marx ja noch immer für die Reichspräsidentschaft kandidieren
soll.

Die Untersuchung des deutschen Zusammen-
bruchs

Der Reichstagsausschuß zur Untersuchung der Ursachen des
deutschen Zusammenbruches von 1918 (Vorsitzender Dr . Phi -
lipp ) hatte dem Chef der Operationsabteilung der früheren
Obersten Heeresleitung , Generalmajor im Reichsministerium ,
Wetzell , die in der Presse oft erwähnten Gutachten der Herren
von Kühl , Schwertfeger und Delbrück samt den VerHand -
lungssteuogrammen des Ausschusses zur Kenntnis gebracht
und Generalmajor Wetzell hatte sich in einem Schriftsatz zu
diesem Material geäußert . Der Ausschuß trat am Dienstag
zur Aussprache über diesen Schriftsatz in Gegenwart der Sach-
verständigen und des Generalmajors Wetzell zusammen . Die
Aussprache wurde im wesentlichen abgeschlossen . Schon in der
nächsten Woche soll der Berichterstatter . Abg . Dr . Bredt , im
Ausschuß den Entwurf einer Entschließung vorlegen , in der
das Ergebnis de Erhebungen über die militärischen Gründe
des Zusammenbruchs und die politischen Verantwortlichkeiten
zusammengefaßt wird . Der Ausschuß rechnet bestimmt damit
den Termin des 1 . April für den Abschluß dieses Teils seiner
Arbeit einhalten zu können , worauf alsbald die Veröffentli¬
chung des zum größten Teil schon gedruckten Materials er-
folgt .

Houghton über die Entwaffnung Deutschlands
Reuter berichtet aus Nenyork , daß der neuernannt « ameri -

kanische Botschafter in Großbritannien uud frühere Botschafter
in Berlin , Houghton , sich sofort nach Washington begab , um
mit Kellogg zu beraten . In einer Unterredung erklarte er ,
daß Deutschland im wesentlichen entwaffnet sei . Aus die
Frag «, ob Deutschland in der Lage sein werde , wieder ein«
Weltmacht zu werden , erwiderte Houghton , seiner Ansicht nach
werde Deutschland niemals die große Militärmacht werden
wollen , die es vor dem Kriege gewesen sei , aber wirtschaftlich
werde es wieder so groß werden wie jemals . Houghton sagte
weiter , der Tod des Reichspräsidenten sei ein furchtbarer Ver-

Wadiscdes Nandeswester
I . Gastspiel der Mailänder Opern - Stagione

Auch bei guten deutschen Aufführungen von Verdi 's „Trou -
badour " hat man schon gelegentlich Italienisches herausgehört ,
aber noch kaum das typische Italienische daran wirklich gehört u.
so miterlebt , daß die Musik das llberwahrscheinliche und der
blöde und fade Text ganz zur Nebensache wurde . Dies Mo -
ment scheint mir nun das weitaus stärkste Ergebnis der Mai -
liinder Opernstagione , die sich gestern abend zum ersten Mal
mit einem echten „ il trovstore " - Gastspiel auf deutschem Boden
vorstellte und von hier ans eine große Tournee , über viele
deutsche Bühnen unternimmt .

Dr . Lert , der künstlerische Leiter der Stagione , wird aller¬
dings selbst am besten wissen , daß an diesem ersten Abend
» och nicht alles zu einer Gala - Borstellung sich runden wollte .
Er ist aber auch lauge genug jenseits der Alpen tätig , um aus
eigener Kenntnis etliche kleine Versehen , die übrigens jedem
Gastspiel im Anfangsstadium anzuhaften pflegen , zu beseiti -
gen . Mit der Zeit werden sich vielleicht auch die Kehlköpfe
seiner italienischen Sänger und Sängerinnen besser an unser
Klima gewöhnen . Die niederträchtige Witterung der letzten
Taae hatte es leider bewirkt , daß infolge plötzlicher Jndispo -
sition eine Hauptpartie überhaupt umbesetzt werden mußte ,
und damit nicht genug machte sich die Tücke des Objekts bei
fast alleil Stimmen geltend . Das war sehr schade und doch
wieder nicht so schlimm , daß der hohe künstlerische Gesamtein -
druck dadurch erheblich beeinträchtigt worden wäre . Zu An -
fang der Oper und auch gegen Ende merkte man allerdings ,wie selbst solche im bei canto erzogcmen Stimmen zuweilen
Mühe haben , ihr « bewegliche Schönheit freizubekommen und
vor Trübungen fteizuhalten , so vor allem der Bariton Ma -
riano ( Graf von Luna ) und der Tenor Vittorio Lois iMan -

rico ) . Trotzdem gab es gerade von diesen beiden prachtvolle
Partien zu hören voll zündender Verve und erlesenster Ge «
sangskultur . Der Tenor mutzte seine kampflustige Stretta
sogar zweiiiial zum hohen C hinaufführen , so stürmisch setzte
der Applaus nach dieser virtuosen Bravourleistung ein . Für
die zärtlichen Arien und brillanten Koloraturlieder der Leo -
nore brachte Eva Turner großes Können mit , noch imposan -
ter wirkte Rudolfina Brunertto , die dem romantischsten aller
Zigeunerweiber wirkliche Elamentarkrast und in gesanglicher
Hinsicht vor allem eine staunenswerte Atemtechnik zu geben
wußte . In kleineren Partien waren weiterhin beschäftigt
Biorica Tango ( Jnez ) , Bararo (Ruiz ) , Carboni (Ferrando ) ,
F . Mayer (Alter Zigeun «r ) und Cigoline (Ein Bote ) . Chor
uud Orchester stellte das bad . Laudestheater . Es wirkte zwar
ein bißchen komisch, daß die Ensembles und Finales gemischt -
sprachlich gesungen wurden , doch versöhnte mit diesem Kom -
promiß die formvollendete , von glühender Musikalität getra -
gene Orchesterleituug des Maestro Egisto Tango , der in der
Tat zeigte , wie der Jnstrumentalkörper stets sich der Gesangs -
melodik unterordnen und anpassen kann uud doch nichts von
seinem rhythmischen Schwung und seiner oft plastisch gestei -
gerten Leidenschaftlichkeit einzubüßen braucht .

Verdi 's populärste , wenngleich musikalisch nicht gerade wert -
vollste Oper hatte dank der temperamentvollen Wiedergabe
durch seine Landsleute wieder einmal einen ungeahnt star -
ken Beifall , und man begreift nur zu gut , warum die Südläu -
der über Verdi und allenfalls Puceini absolut nicht hinauswol -
len . Das Geheimnis ihrer Nationaloper liegt eben vorwie -
gend im Gesanglichen , nicht in der Psychologie unserer Musik -
dramen . Eine große Gegensätzlichkeit Zwischen südlichem und
nördlichem Denken und Fühlen tut sich da auf . Sie trat auch
bei dem Gastspiel in Erscheinung , insofern für unfern —
nördlichorientierten — Geschmack gar wenig Sorgfalt und

Mühe auf das Mimische verwendet schienen . Aber zum ®*' ;
satz fielen soviele andere Schranken , daß tatsächlich die ve -

reitwillig und zumeist echt italienisch vorn an der Rampe
gebotene Gesangskunst allein genügte , um den Abend essen-

sicher zu gestalten und sehr herzlichen sowie starken Beisau
des gut besuchten Hauses immer wieder herauszufordern
Man darf daher auch auf das zweite Gastspiel am Donners «

tag sehr gespannt sein . H . Sch .

Morgenfeier im Landestheater . Die Morgenfeier am Son »«

tag brachte einen Vortrag von Dr . Karl Rofenfelder über W
demnächst zur Erstaufführung gelangende Schauspiel
arme Vetter " von Ernst Barlach . Eine Einführung in M»
zu erwartende neue Stück gab der Vortragende nicht . Erv »
vielmehr eine Würdigung des gesamten Schriftwerkes
lachs neben den notwendigsten biographischen Angaben .
nach ist Barlach Niederdeutscher ( 1870 in Wedel in
geboren ) und jetzt in Güstrow in Mecklbg . wohnhaft . Er ha»
sich vorzugsweise als Bildhauer und Graphiker betätigt un
es auf diesen Gebieten schöpferischen Gestaltens zu hoher -

endung gebracht . Da sich aber dem schaffenden Künstler »w
genug Möglichkeiten bieten zu weiterausgreifender Forw >" ^
drängte der „Raptus zum Schreiben " diesen „ ganz unlitcra
tenhaften Bildhauersmann " in ehrlichem Ringen um letzte '
kenntnis zum schriftlichen Ausdruck . Man nennt Ban ^ j
vielfach den deutschen Bruder Dostojewskis und den niodern
sten Dramatiker , der ganz fern steht von Kaiser oder Stern ^
heim und doch kein Außenseiter ist . Er verfügt über ein
ganz außergewöhnlichen Vorrat an Worten , seine
„ spricht " immer , sie ist nie „ geschrieben "

. Jede det geschw ^
ten Gestalten sei ein Ton der großen SchicksalSsymphome
Einige Szenen aus Werken Barlachs wurden mit beaw >e
wertem Können vorgetragen . aW'
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juft für Deutschland ; jedoch andere Männer würben seine
Stelle einnehmen und die friedliche Entwicklung des Landes
fortsetzen . — „Daily "Mail "

bringt ebenfalls eine Meldung
feiet das Interview und stellt insbesondere fest , daß Houghton
nachdrücklich verneint habe , daß DeutMand an die Wieder -
Herstellung der Monarchie denke oder einen Versuch machen
werde , die Vorherrschaft in militärischer Hinsicht , die es vor
dem Kriege gehabt habe , wiederzugewinnen . In 10 oder 20
-Fahren werde vielleicht die Frage der Wiederherstellung der
Monarchie auftauchen , aber jetzt beständen keine derartigen
Pläne . — Laut „Westminster Gazette " machte sich Houghton
über den Bericht der Interalliierten Militärmission lustig und
sagte , er sei überzeugt , daß die Republik in Deutschland von
Dauer sein werde .
Die Vernfungsverhandlung im Magdeburger

Prozeß
hak am Dienstag begonnen . Die Verlesung der Urteilsbe -
gründung zum erstinstanzlichen Urteil nahm den ganzen Vor »
mittag in Anspruch .

In der Berufungsbegründung der Staatsanwaltschaft , die
dann verlesen wurde , heißt es u . a ., das erstinstanzliche Urteil
verkenne den Begriff „ Landesverrat "

. Es habe vor allem den
entscheidenden Punkt , die Absicht Eberls , ignoriert . Als die
Begründung des Nebenklägers verlesen werden sollte , prote -
stierte Rechtsanwalt Dr . Lütgebrune , da durch den Tod des
Reichspräsidenten die Nebenklage ihre Wirkung verloren habe .
— Staatsanwaltschaftsrat Dr . Doßmann erklärte , die Staats ,
anwaltschaft übernehme das , was der Nebenkläger zu sagen
habe, als ihre eigene Erklärung . Nach kurzer Beratung er -
zing Gerichtsbeschluß , daß auch die Berufungsbegründung des
Nebenklägers zu verlesen sei. Darin wird ausgeführt , daß das
vorinstanzliche Urteil nicht genügend berücksichtigt habe , daß
Eberl bei seinen , Eintritt in die Streikleitung und bei allen
weiteren Schritten in dieser Sache immer den Vorsatz hatte ,
den Streik möglichst schnell durch Verhandlungen zu beendigen .

In der darauf verlesenen Erwiderung der Verteidigung
wird betont , daß das Verhalten Eberts unmöglich anders be-
urteilt werden könne , als das gleiche Verhalten Scheidemanns
und Brauns . Das Bewußtsein und der Wille , den Streit zu
dem bezeichneten Zweck auf die breiteste Grundlage zu stellen ,
habe sich durchaus gedeckt . — Es wurden dann neun Beweis -
antrüge der Verteidigung verlesen , von denen einer dahingeht ,
daß etwa 14 Tage vor Beginn des Munitionsarbeiterstreiks
eine Versammlung von Gewerkschaftsvertretern sich mit der
Frage der Durchführung des Streiks beschäftigte . — Der da¬
malige Abgeordnete Eberl soll sich für diesen Streik ausgespro -
chen haben . Durch andere BsweiSanträge soll die Glaubwür -
diykeit des Zeugen Scheidemann erschüttert werden . — Es
tritt hierauf eine Pause ein .

Nach der Mittagspause verkündete der Vorsitzende den Ge -
richtsbeschluß , das; den Beweisanträgen der Verteidigung und
der Staatsanwaltschaft stattgegeben werden soll . — Hierauf
wurde der Angeklagte Rothard vernommen . Dabei erfuhr man
wieder , daß der mit dem Stahlhelmabzeichen geschmückte An -
geklagte sechsmal vorbestraft ist , ohne jede journalistische Vor .
bildung verantwortl . Redakteur der „ Mitteldeutschen Presse "
wurde und dort den bewußten Münchener Artikel mit der
Überschrift „ Eine bittere Pille für Fritze Ebert " und anderen
Verzierungen versah , nach seiner Behauptung in der Absicht,
den Verfasser des Artikels , Dr . Ganßer , der Sühne zuzu -
führen und dazu beizutragen , daß die gegen Ebert erhobene
Beschuldigung des Landesverrats zusammenbreche . Den
Wahrheitsbeweis habe er erst angetreten , nachdsm er durch
deutschnationale Aufklärung die Ansicht gewonnen habe , daß
die Angriffe Ganßers berechtigt seien . Diese Aufklärung
scheint recht mangelhaft gewesen zu sein , denn Rothard kann
über den Begriff des Landesverrats und die angeblichen
landesverräterischen Handlungen Eberts nur mit kläglicher
Unbeholfenheit Auskunft geben . Auf Antrag des Staatsan -
walts erfolgt dann die Verlesung der bekannten Aussagen
des verstorbenen Reichspräsidenten bei der Vernehmung in der
ersten Instanz » Die weitere Nachmittagssitzung wurde aus «
gefüllt durch die Verlesung der Vernehmungsprotokolle der
übrigen in der ersten Instanz kommissarisch vernommenen
Zeligen .

Die Ptnston für Frau Ebert
In deutschnationalen Blättern waren über die gesetzliche

Pension , die der Witwe des verstorbenen Reichspräsidenten
zusteht , außerordentlich übertriebene Angaben verbreitet . Es
wurde u . a . behauptet , die Pension der Frau Ebert betrage
jährlich über 33 000 M . Nach dem Gesetz über das Ruhegehalt
des Reichspräsidenten vom 31 . Dezember 1922 würde dem
Reichspräsidenten nach Ablauf seines Amtes ein Ehrensold
von jährlich etwa 26 000 bis 27 000 Mark zustehen , und die
Pension seiner Witwe würde sich , nach den früheren Grund -
sätzen berechnet , auf vielleicht 12 000 Mark belaufen . Durch
die Novelle zum Besoldungsgesetz vom 1 . Juli 1923 ist jedoch
die Höchstpension der Witwe eines Reichsbeamten auf die
Hälfte des ruhefähigen Dienstgehalts der Klasse 3 2 beschränkt ,
so daß sich als gesetzliche Pension für die Witwe des Reichs -
Präsidenten der Betrag von 7104 Mark jährlich ergibt . Das
sind nach Abzug der Steuer höchstens 550 Mark monatlich .

Die Volkszählung
Im Volkswirtschaftlichen Ausschuß des - Reichstags wurde die

Regierungsvorlage über einen Gesetzentwurf , der eine allge -
meine Volks - , Berufs - und Betriebszählung für das Jahr
1925 vorsieht , ohne wesentliche Änderung der Regierungsvor -
läge verabschiedet . Nach dem Vorschlage der Regierung würde
die Volkszählung , die die erste seit 1910 ist , im Juni d. I .
stattfinden und dabei insbesondere die Vermögensverschiebun »
gen und Betriebsiniderungen statistisch zu erfassen suchen An »
genommen wurde ein Antrag , die Zählung am 16 . Juni vor »
zunehmen und die Kosten den Ländern aufzuerlegen .

Englans und das Sicherheitsproblem
WTB . London , 11 . März . Die „ Times " schreiben im Leit -

artikel . soweit das britische Reich in Betracht komme , könne
das Genfer Protokoll nicht als ein Instrument praktischer
Politik betrachtet werden . Für Großbritannien fei es voll -
kommen unmöglich . sich irgend einem Plan jju verpflichten , der
auf ein Wiederaufleben der Trippelallianz in anderer Gestalt
hinauslaufen würde . In gleicher Weise müsse Großbritannien
auch den in Paris unterbreiteten Vorschlag eines englisch -sran -
sisch. belgischen Paktes als fast ebenso unzulänglich be -eichnen .
Die Versicherungen , die mit jedem , ausschließlich Frankreich
abgeschlossenen Pakt verbunden seien , könnten auch nicht für
einen begrenzten Zeitraum übernommen werden . Die deut -
saien Anregungen bedeuteten einen Hoffnungsstrahl und
einen bemerkenswerten Fortschritt gegenüber jedem bisher
von einer deutschen Regierung gemachten Versuch , zum Frie -
den Europas beizutragen . Ihre Bedeutung einzuschränken ,
bevor man sie geprüft habe und sie gls taktische Manöver zjur
Vorbereitung eines Eroberungsplanes auszulegen , bedeute
einen sehr schlechten Dienst in der Sache des europäischen
Friedens . Der verwickelte . alte deutsch -polnische Konflikt an
der Weichsel sei Zur Genüge bekannt und erfordere zweifel -
los eine vorsichtige Behandlung . Auf jeden Fall könne und
dürfe England nicht die neuen und großen Hoffnungen auf
eine praktische Lösung des Sicherheitsproblems , die durch die
Vorschläge der deutschen Regierung in Erscheinung getreten
seien , außer acht lassen .

Hansabund und Reichslandbund
Der Hansabund hielt in Berlin eine Tagung ab , woran be-

sonders auch deutschvolksparteiliche und demokratische Parla -
mentarier teilnahmen . Der Präsident des Hansabundes ,
Reichstagsabgeordneter Dr . Fischer , erklärte , daß der Hansa -
bund jetzt 164 Einzelverbände und 200 000 Mitglieder zähle .
Justizrat Schauer berichtete über die Gründung einer neuen
Abteilung des Hansabundes für ausländisches Recht , die eine
besondere Zeitschrift unter dem Ramen „ Gesetzgebung und
Rechtspraxis des Auslandes " herausgeben wird . Das Prä .
stdium des Hansabundes nahm eine Entschließung an , in der
es u . a . heißt : Der Hansabund weist die Versuche des Reichs -
landbundes der deutschen Landwirtschaft , gegenüber anderen
Erwerbsständen eine Vormachtsstellung durch genossenschast -
liche Zwangskartelle zu schaffen , auf das entschiedenste zu -
rück. Ebenso lehnt er die Bestrebungen zur Monopolisierung
des Agrarkreditwesens ab . Das Präsidiuni des HansabundeS
ruft Gewerbe , Handel und Industrie zu kräftiger Gegenwehr
dagegen auf .

Die bayrischen Wasserkraftwerke
Uber die Leistungen der bayerischen Wasserkraftwerke gab im

Staatshaushalts « usfchuß des bayerischen Laildtages ein Ver -
treter des bayerischen Innenministeriums eine Darstellung
nach der von den ausbaufähigen Wasserkräften von 2 Millionen
PS mit 12 Milliarden Kilowst . im Jahre bis jetzt 540 000 PS
oder 27 Prozent ausgebaut feien . Im Bau seien zur Zeit
50 000 PS , in Vorbereitung 145 Anlogen mit zusammen
400 000 PL odec insgesamt 22,5 Prozent , so daß die Hälfte
aller ausbaufähigen Wasserkräfte in Wayern erfaßt worden
sei . Für die Stromverteilung sei ein Wirtschaftsplan auf -
gestellt worden , der vom bayerischen Wasserwirtschaftsrat gut¬
geheißen worden sei . Das Bayernwerk liefere zurzeit iiber
die Württembergische Elektrizitäts -A . -G . Strom bis nach Stutt¬
gart , wo die Verbindung mit der Pfalz eingeleitet sei ; den
gleichen Zweck verfolge ein Vertrag mit den Elektrizitäts -
werken in Höchst a . M .

Die Verwendung der Hauszinöstener
Im Ausschuß des Reichstags für Wohnungswesen war vor

einiger Zeit auf einen demokratischen Antrag hin der Beschluß
gefaßt worden , daß der gesamte Ertrag der Haußzinsst 'euer ,
die mit mindest . 20 v . H . der Friedensmiete zu erheben wäre ,
zur Förderung des Wohnungsbaus und zur Wohnungserhal -
tung verwendet werden solle . Der Ausschuß hat jetzt den wei -
teren Beschluß gefaßt , die Reichsregierung zu ersuchen , dem
Reichstag bis spätestens 30. April einen Gesetzentwurf zur
Abänderung des Reichsmietengefetzes , des Mieterschutzgesetzes
und des Wohnungsmangelgesetzes vorzulegen unter Verwen -
dung der vom Reichswirtschaftsrat am 5 . Februar 1925 aus -
gegebenen Leitsätze und der dem Reichstag und dem Altestell -
ausschuß zugegangenen Anträge als Material .

Die verbotenen Hitlerversammlungen . Die für Dienstag
abend in München angekündigt gewesenen Massenversammlun¬
gen der

_ nationalsozialistischen deutsche» Arbeiterpartei , in
denen Hitler sprechen wollte , haben infolge des polizeilichen
Verbots nicht stattgefunden . Zu Zwischenfällen ist es nicht
gekommen . Die Gerüchte , daß Hitler festgenommen worden
sei, entsprechen nicht den Tatsachen . Der „Völkische Kurier "
bringt die Nachricht , daß Hitler wegen des Verbots seiner
Versammlungen den Beschwerdewog beschreiten werde . Die
Beschwerde werde beim «Obersten Landesgericht eingelegtwerden .

Geißler gegen Hörsing . Das Amtsgericht Königswusterhau -
sen bei Berlin hat in dem Beleidigungsprozkß des bisherigen
Vorsitzenden der vaterländischen Verbände , Reichstagsabg .
Geißler , gegeil den Führer des Reichsbanners , Oberpräsiden -
te » Hörsing , das Verfahren eröffnet . Hörsing hatte Geißler ,der gegen das Reichsbanner schwere Vorwürfe erhob , einen be-
wußten Verleumder und Ehrabschneider genannt . Von Lwr -
sing ist gegen Geißler Widerklage erhoben worden . Die Än -
beraumung des Hauptverhandlungstermins in Königswuster -
hausen , als dem für den Wohnort des Klägers zuständigen
Gericht , dürfte demnächst erfolgen .

Die Gehälter der Saarbeamten . In zwei Prozessen , die Be -
amte des Saargebietes , die seiner Zeit von der französischen
Regierung übernommen worden sind , wegen ihrer Gleichste ! -
lung in der Besoldung der deutschen Beamten gegeil die Re -
aiernngskommission angestrengt haben , ist folgendes Urteil
ourch die 5. Zivilkammer des Landesgerichts Saarbrücken
gefällt worden . Der Klageanspruch ist dem Grunde nach ge -
rechtfertigt . Die Regierungskommission ist verpflichtet , den
Beamten diejenigen Frankengehälter zu zahlen , die unter Zu -
grundelegung des ehemaligen Umrechnungskurses den im
Deutschen Reich gezahlten Gehältern mit entsprechender Er -
höhung unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse im
Saargebiet und in Anlehnung an diese entsprechen .

Iknrze Nachrichten
Verlängerung des BesoldungSkperrgesetzes . Der Reichsrat

nahm am Dienstag eine Vorla -'.e über die Verlängerung des
Besoldungssperrgesetzes an . Nach den Beschlüssen des Reichs -»
rates soll das Sperrgesetz um ein Jahr verlängert werden un -
ter der Voraussetzung , daß es auf reine Besoldungsvorschris -
ten beschränkt wird . Die Bestimmungen über Dienstreisen ,
Tagegelder usw . werden damit aufgehoben . Die Reichsaufsicht
bleibt grundsätzlich erhalten , jedoch hat die Reichsregierung zu -
gesagt , im Verwaltungswege die wesentlichsten Forderungen
der Länder zu bewilligen . Gegen die Vorlage stimmten Bayern
und Württemberg .

Beihilfe zum Rathenaumord . Der Oberreichsanwalt hat
den . Blättern zufolge es abgelehnt , das Verfahren gegen den
Fabrikanten Küchenmeister aus Irnberg wegen Beihilfe zum
Rathenaumord einzustellen . Die Verhandlungen gegen Kü .
chenmeister und den Studenten Brandt sollen anfangs Mai
vor dem Staatsgerichtshof in Leipzig stattfinden .

Bayer » gegen die Einführung der Biersteuer . Der baye -
rische Landtag nahm einstimmig den Antrag der bayerischen
Volkspartei an , der sich entschieden gegen die beabsichtigte Er -
höhung der Biersteuer ausspricht . Der Regierungsvertreter
hatte die Versicherung gegeben , daß die bayerische Regierung
sich mit vollem Nachdruck gegen die geplante Biersteuererhö -
hung wenden wolle .

Stadtverordnetenwahlen im abgetretenen Schleswig . Bei
der Stadtverordnetenwahl in Sonderburg entfielen 852 Stim -
men auf die deutsche Liste . Das bedeutet ein Zuwachs von
240 Stimmen . Gewählt wurden fünf Deutsche . Bei der Stadt -
rerordnetenwahl in Hoher wurden acht Deutsche gewählt , ein
deutscher Sozialdemokrat und zwei Dänen . Die Deutschen
gewannen zwei Mandate .

Neuwahlen in Ulster . Premierminister Craig teilte im iri -
schen Ulsterparlament mit , daß das Parlament am 14. d . M .
aufgelöst werden würde . Die Neuwahlen sollen am J . April
stattfinden . Zweck der Neuwahlen sei es , die Ansicht der Be -
völkerung über die Grenzfrag « festzustellen . Craig gab der
Überzeugung Ausdruck , daß Ulster unentwegt an der Verbin «
dung mit England festhalten werde .

SM? sommerzen »n Lveflenkopa . Eine internationale Be »
einbarung über die Einführung der Sommerzeit in den Lau -
dern der westeuropäischen Zeit ist nicht zustandegekommen .Frankreich und Belgien werden in der Rächt vom 4 . zum S.
April , England in der Nacht vom 18. zum 19. April den lVber -
gang vollziehen . In Holland ist die Frage noch nicht gelöst.

BÄCilscitier Teil
Der Dagenschiehprozeh

DZ . Karlsruhe , 10. März .
Jan weiteren Verlauf der Verhandlung erklärte der Tnge »

klagte Detert , daß auch Abele sich an der „Deutschen Bau -
gesellschaft G . m . b . H .

" beteiligen wollte . Er war ja noch
bei der Siedliings - und Landbank , wir aber waren selbständige
Leiite . Als nun Abele davoil sprach , daß ihm bei der Bank
nicht mehr wohl sei, und er auszutreten wünsche , hatte ich
keine Bedenken gegen seine Beteiligung . Das Gesellschafts -
kapital betrug 200000 Mark , unser Anteil je 50 000 Mark ,
wovon die Hälfte sofort zu testen war . Es bestand kein
Zweifel , daß mein Anteil richtig bezahlt wurde . Die Idee ,
ihn von einem Unternehmer bezahlen zu lassen , sei eine Er -
find -ung der Anklage .

Das weitere Verhör ergibt , daß die Deutsche 'Baugesellschast
ihrerseits einen Vertrag vM der Siedlungsbank abgeschlossen
harte .

Der Borsitzende hält Detert vor , daß er als Vertrauensmann
der iBank , der doch die Tätigkeit der Gesellschaft zu überwachen
hatte , an letzterer wirtschaftlich beteiligt war .

Angeklagter Detert : Ich wurde meiner Aufgabe gerecht durchein bis ins kleinste gehendes korrektes Verfahre » . Von mei -
nen sofort eingezahlten 25 000 Mark habe ich nie mehr etwas
gesehen .

Der Vorsitzende stellt bezüglich Abele fest, daß er ftüher dem
Untersuchungsrichter die Unwahrheit sagte , als er behauptete ,er habe die 25 000 Mark Einlage bezahlt . Er hält Abels
weiter einen Vertrag entgegen , des Inhalts , daß er Honnefdie Summe von 150 000 Mark übergeben habe , was gleichfalls
nicht den Tatsachen entsprach . — 'Schließlich liegt eine Verein¬
barung mit Honnef vor , wonach dieser die Einlage für Abels
übernimmt .

Das Verhör der Angeklagten über ihre Handlungsweise !
bringt keine Aufklärung . Honnef und Abele machen von
einander abweichende Angaben .

Zeuge Bauunternehmer Degler schildert seine Erfahrungenmit der Baugesellschaft , die ihm schließlich jede Lust daran ge-
nommen hätten .

Der Vorsitzende macht den Vorhalt , wie bedenklich es war ,emen Auftrag für das Hagenschieß an die Gesellschaft zu über -
tragen , und zu dulden , daß Beamte der Siedlmigsbank wie
Detert und Abele bzw . deren Frauen als stille Teilhaber auf -traten . Eine Reihe von Widersprüchen in Sachen der Gau -
gesellschaft konnten nicht aufgeklärt werden . Weiterrerhaiid -
lung Mittwoch früh 8 Uhr . — Schluß 2 Uhr .

*
DZ . Karlsruhe , 11 . März .

Zunächst wird Ingenieur Czech aus Essen über die Ge »
schichte der Deutschen Baugcsellkchast vernommen , deren Ge -
schäftsführer er war . Unbestritten ist , daß Detert i», ganzen32 000 Mark oiilbezahlt hat . Angekl . Detert erklärt auf Borbe »
halt , daß der Siedlungsbant gegenüber kein falsches Spiel ge-
trieben worden sei , als man einen Degler erteilten Auftragdurch die Gesellschaft ausführen wollte . Es sei dabei der reine
Geschäftssdandpunkt maßgebend gewesen . Die Merschreibungdes Auftrages hätte den Z >veck gehabt , der Gesellschaft von
vornherein Nahrung zu geben . Zeuge Czech erklärt weiter ,daß bei der Siedlungsbank eine Vollmacht nicht vorgelegen
haben »luß , wonach es für Degler Gelder abheben konnte .
Doch habe man ihn merkwürdigerweise nicht als Vertreter der
Gesellschaft , sondern als den Deglers vorgestellt . Warum der
Bank gegenüber nicht mit offenen Karten gespielt wurde , er -
klärt sich der Zeuge aus der stillen Teilhaberschaft AbeleS
und Deterts . Der Zeuge spricht votf fingierten Briefen zur
Verschleierung der Auftragsüberweisung und des Zusammen ^
Hanges zwischen Siedlungsbank und Gesellschaft überhaupt .Die Korrespondenz liegt bei den Akten . Nicht geringe Bestür -
zung brachte die Einleitung des Untersnchnngsvcrfahrcns ge -
gen die Siedlungsbank , das auck znr Haussuchung und Be -
schlagnahme der Briefschaften und Bücher bei der Baugesell -
fchaft führte .

Vorsitzender : Haben Sie sich bemüht , für die Baugesellschaft
Geschäfte beizubringen ? — Zeuge : Es war zunächst der große
Auftrag bei Eutingen abzuwickeln , der Arbeit auf Jahre hin -
aus gebracht hätte , wäre er zur Durchführung gekommen . —
Vorsitzender : Was war also der Grund , zur Gründung der
Gesellschaft ? Zeuge : Man wollte mit der Siedlungsbank , de-
ren Berater Detert und Abele waren , insgeheim Geschäfte be-
treiben . Das nach außen aufgestellte Bauprogramm <kommt
zur Verlesung ) bezeichnet der Zeuge als Schaumschlägerei .
Es war ja kein Kapital vorhanden . Degler hätte trotz wieder -
bolter Mahnnng seinen Geschäftsanteil nicht einbezahlt . Im
Mai 1921 fei ihm , Ezech, das Konto bei der Rheinischen Kre ^
ditbank entzogen worden . Der , der einen dreijährigen Ange -
ftelltenvertrag hatte , habe nun eiligst die der Baugesellschaft
noch zustehender ' Gelder abgehoben , um seine Forderungen
sicherzustellen . Es kommt in diekem Zusammenhang zu leb -
haften . Auseinandersetzungen zwischen Verhandlungsleiter und
Verteidigung . Der Vorsitzende verwahrt sich entschieden gegen
den etwaigen Vorwurf der Unpurteilichkeit .

Bei der Staatsanwaltschaft ist inzwischen eine Anzeige ge -
gen Czech wegen Unterschlagung erfolgt . Die Frage des Rechts -
anwalts Dr . Haas , ob der Zeuge unter dem Pseudonym
„ Reichswalden " in der „ Weltbühne " einen Artikel über das
Hagenschießunternehmen geschrieben habe , löird vom Gericht
abgelehnt . — Abg . Honnef richtet an den Zeugen verschiedene
Gegenfragen . Auf die Frage des Rechtsanwalts Steinet , ob eS
richtig sei , daß Ezech eine von Detert angebotene Abstands -
summe von 16— 18 000 M . als ungenügend abgelehnt und ge-
droht habe , er werde die Sache in die Zeitung bringen , ver -
weigert der Zeuge die Antwort , nachdem ihn der Vorsitzende
auf den strafwürdigen Gesichtspunkt der Erpressung hingewie »
sen hatte .

Baurat Keller , der vorübergehend Bauleiter auf dem Ha *
genschieß war , hat erst vor dem Untersuchungsrichter von der
Teilhaberschaft Deterts bei der Baugesellschaft erfahren . ES
sei ein unmöglicher Zustand , daß ein Architekt zugleich daS
Unternehmerinteresse vertritt . Ezech sei dem Zeugen stets als
Vertreter Deglers gegelrübergetreten , der neben den Aufschüt -
tungsarbeiten bei zufriedenstellender Leistung noch manche
andere Aufträge erwarten konnte . Nach dem Krankwerden
des Herrn Wetterer sei seine , Kellers , Situation imnier schwie-
riger geworden . Der Zeuge hatte den Eindruck , daß Abele unij
Detert in engem Konnex standen und daß inan ihn über ge-
wisse Maßnahmen nur ungenügend unterrichtete .

Zeuge Wetterer erklärt auf Befragen , daß er von der Exi -
stenz der Baugesellfchaft erst durch den Untersuchungsrichter
Kenntnis erhalten habe .

Zeuge Degler erklärt . Ezech habe auch ihn mit einer Forde «
rung von 27 000 M . zu erpressen versucht . Er habe Ezech abe^
auf den Rechtsweg verwiesen . Die von ihm abgehobene » Gel «
der dürften etwa 30 000 M . betragen .



Der Bund oadtscker ArbcitgeberverbSnde
hielt am 3 . März in Mannheim unter Vorsitz von Handels -
kammerpräsident Lcnel sein« diesjährige ordentiiche Mtglie -
derversaininluiig «ib . Es wird uuS darüber geschrieben ^

Bor Eintritt in die Tagesordnung gedachte der Borsitzende ,
während sich die Anlesenden von ihren Sitzen erhoben, des
schweren Verlustes , den Deutschland durch den Tod des Reichs-
Präfidenten erlitten hat . In der Aussprache und in den er-
läuternden Worten des Vorsitzenden tarnen die schweren Ne-
soixpriffe zum Ausdruck, die von allen Kreisen der Wirtschaft
für die zukünftige Endwicklung ««hegt werden, falls es nicht

i

>elingt , die sozialpolitische Gesetzgebung so zu gestallen , daßio zusammen mit den übrigen durch die politische und wirt -
chafiliche Lage niwevmeitTichen Lasten noch tragbar ist . Ge-
o:ii»ere BesürchtniiHen wurden wegen der Haltung der Ge-

werkschaften in der Arbeitszeitfrage geäußert .

Aus den Parteien
Der Landesausschuß der Deutschnationalen Bvlkspartei trat

in Karlsruhe am Montag zusammen und faßte eine Entschließ
tzung , in der der „LandesauSschuß"

sich mit der Halwng und
dem Borgehen des Reichstagsabgeordneten Dr . Haneinann in
der Frage der Aufwertung und in der Frage der Reichsprä-
sidentenwahl einverstanden erklärt und der Erwartung Ans -
druck gibt, „ixtß die Partei entsprechend ihrer 'Bvdeutnng und
ihrem Programm dem deutschen Volk als Reichspräsident einen
Mann ihrer Richtung vorschlägt. "

Ikommunale « undscdsu
Aus dem ttreivrat Mosbach. Am 1 . Februar ist das 343

Hektar umfassende Hosgut Brvnnacker (bei Rosen-berg) in die
Pacht des Kreises übergegangen . Die im Ead . Frankenland
aufgetretene Bewegung , zur Förderung der kulturellen Güterdes Bauernstandes 'Bauernhochschulen" einzurichten, fand imKreiSrat größte Beachtung , und es soll die Frage , wie dieseBewegung vom Kreis im Interesse der Gesamtbevölkerungunterstützt werden kann, näher geprüft werden . Zur Erleich-
terung der Krankenpflege wurden den Krarikenpflegestationen?n> Kreisgebiet Beihilfen im Gesamtbetrag von 18 IVO Mark
bewilligt. Das Bedürfnis für die Errichtung einer Kraft -
wagenünie Mosbach—^Sillzbach—Neudeiiau—Stein wurde vomRreisrat anerkannt und es wurde zu den Kosten der erfor¬derlichen Instandsetzung der Straßen und Wege de» botei-liaten Gemeinden Zuschüsse zugebilligt. Die vorgebrachtenKlagen über die ungünstigen Bedingungen der BäuerischenElektrizitätswerke für die Lieferung von elektrischer Energiean die Gemeinden im Bezirk Ta u!l>evbischossheim rocht» derTauber wurden besprochen und Abhilfe durch die Sbaatsauf -
thtÄbehörden für erforderlich erachtet. In der Fvage der

eckarkanalifierung hat der . Kreisrat sich für die Fortführungder Neckarkanalifierung, von welcher man eine wirtschaftlicheHebung der im Interessengebiet des Neckars gelegenen Geinein-den erwarten -darf , ansgesprochen.
Z«r Biirgermeiftcrwahl in Kehl. Der 13er Ausschuß zurVorbereitung der Bürgermeisterwahl in Kehl hat nunmehrseine Vorarbeiten beendet. Für die engere Wahl kommen5 Kandidatelt in Betracht, die demnächst ihr Programm vor-

tragen werden.
Wohnungsbau in Rastatt . Die Stadt Rastatt will im lau -

,
'enden Jahre 15 bis 20 Drei - und Vierzimmerwohnnngenin eigener Regie erstellen.

Die Wasserversorgung von Malsch . Die Müller von Qtig-heim und Durmersheim hatten beim Bezirksamt Ettlingenseinerzeit den Antrag gestellt, daß ihnen bei Malsch von deinWasser eines Baches noch zwei Drittel in dem Federbach ge-leitet würden . Da hierdurch die Interessen der Bürgerschaftinsofern erheblich bedroht waren , als im Sommer wenigWasser zur Verfügung gestanden hätte , wandte sich die Mal -
scher Bürgerschaft in einer öffentlichen Proteswersammlunggegen diesen Plan , und dies hatte zur Folge, daß die Antrag -
steller ihren Antrag , der dieser Tage vor dein Bezirksrathätte verhandelt werden solle, !, zurückgezogen halben .

Der BÄrgerausschuh " Offenburg hat sämtlichen Vorlagende? Stadtrates zugestimmt. Verschiedene Vorlagen bezweckenden Wohnungsbau zu fördern . U . a . wurde zur Durchführungdes Rheinstraßenprojektes , wo im Laufe der Zeit 106 Woh¬
nungen erstellt werden sollen, die Aufnahme von 1 MillionMark beschlossen.

Ans der Tandesbsuptstadr
Dir Iszialhvgienische Ausstellung in der Städt . Aus¬

stellungshalle ist jetzt für den allgemeinen Publikumsverkehrfreigegeben worden. In den ersten Tagen fanden Führungenfür Lehrer und Schüler statt . Das reichhaltige Material zeigtdem Besucher die Nöte des Volkes , insbesondere die enorme
Verbreiterung der Tuberkulose und die erschreckende Kinder-
stcrblichkeit . Sie enthält ferner belehrende Tafeln über daslibel de« Alkoholismus und der Geschlechtskrankheiten. Der
Zweck der Ausstellung ist die Weckung des Interesses für Ge-
sundheitspflege , insbesondere auch beim werktätigen Volke ,und Anleitung zur Vermeidung der gesundheitlichen Gefahren .Es wird gezeigt, wie die Kinderaufzucbt erfolgen soll, wie die
Tuberkulose zu vermeiden oder zu heilen ist und wie sittliche
Lebensführung der Gesundheit dient . Jeder hat ein Recht aufGesundheit ! Die Ausstellung belehrt uns darüber , welche
Mißstände noch bestehen , wie überall die sozialen Bedingt -
beiten die schwersten Folgen haben und >vie im Interesse der
Allgemeinheit eine Verwirklichung der Ziele der sozialen Hh-
giene unbedingtes Erfordernis der allernächsten Zeit ist . Das
werktätige Volk muß selbst ringen um die Verbesserungseiner gesundheitlichen Lage. Dazu ist Aufklärung weitesterKreise notwendig. Wie wir hören , sollen für Vereine auf An-
Meldung beim Landesverband zur Bekämpfung der Tuber¬
kulose , Stefanienstraße 74 , Telephon 136 , besondere ärztliche
Führungen stattfinden .

Passionsspiele Karlsruhe . Wie uns die KonzertdirektionFritz Müller mitteilt , wird der bekannte ChristusdarstellerAdolf Faßnacht von den weltberühmten Oberammergauer
Pasfionsspielen »ach Rückkehr seiner Amerika-Reise vom 25.bis 30 . März im großen Saale der Festhalle die diesjährigen
PassionSspiele veranstalte » . Es sind schon Verhandlungen mitder Stadt gepflogen worden und wird auch füq diesen Zweckeine gänzlich neue Bühne aufgestellt, unter Mitbenutzung der
großen Orgel . Es ist sehr zu begrüßen , daß nach 4jähriger
Pause endlich nial wieder Passio .isspiele in Karlsruhe statt -
finden . Der Vorverkauf und die geschäftliche Leitung liegtwie immer in den Händen der Musikalienhandlung FritzMüller , Kaiser - Ecke Waldstraße .

? mne Kscdricbten aus Waden
DZ . Königshofen, 7 . März . Am 2 . Juni 1925 sind 400 Jahre

seit der Bauernschlacht bei Königshofen verflossen. Der hiesigeTurnverein will diesen Gedenktag durch einen historischen
Festzug und die Aufführung eines Stückes aus dem Bauern -
krieg auf dem Turmberg feiern , ein Entschluß, der schon im
vorigen Jahre gefaßt wurde . Nunmehr hat der Gemeinserat
beschlossen, dem Fest den Charakter eines Heimattages fürdas badische Hinterland zu geben. Man erwartet einen ^ahl -
reichen Fremdenbesuch.

DZ . Heidelberg, 9 . März . Gestorben ist hier im Alter von
82 Jahren der frühere langjährige Direktor der pfälKschen
Eisenbahnen , Reichsrat Ritter von Lavale . Die pfälzischen
Eisenbahnen hat Lavale im Laufe der Jahre zu einein Mu -
sterbetrieb, hauptsächlich in Hinsicht auf das Verkehrs- und
Tarifwesen , virbildlich ausgebaut , so daß die pfälzischen
Eisenbahnen »u den bestgeleiteten deutschen Eisenbahnen zähl-ten . Nach der Verstaatlichung der Pfalzbahnen , im Jahre1909, trat Lavale in den Ruhestand.

DZ . Bruchsal, 6 . März . Am Sonntag den 14 . März tagthier in der Aula der Höheren Mädchenschule die BezirksgruppeBaden der Bereinigung Deutscher Kommunal -, Schul - und
Fürsorgeärzte . — Die Deutsche GeseUschaft für Gartenkunst
(Gruppe Südwest ) hält am nächsten Sonntag im Gasthauszum Wolf eine Gruppenversammlung ab. Damit vcrbun -
den ist eine Besichtigung des Schloß- und Stadtgarteus ,sowie der sonstigen öffentlichen Anlagen und Sehenswürdig -leiten .

DZ . Baden - Baden , 10. März . Am Sonntag fand im Gar -
tensaale des Kurhauses eine Gedächtnisfeier für den Verstor -benen Reichspräsidenten Ebert statt , welche vom Ausschußder hiesigen Weimarer Koalitionsparteien veranstaltet mid
außerordentlich stark besticht war . Minister des InnernRemmele hielt die Gedächtnisrede.

DZ . Freiburg i. Br ., 9. März . Wie in der letzten Sitzungdes Stadtrats mitgeteilt wurde, soll zu Ehren des verstorbe-neu Reichspräsidenten Ebert eine noch näher zn bestimmendeStraße oder ein Platz neu - oder umbenannt werden.

Ohne jede Wartezeit unbedingten Rechtsanspruch auf
kostenfreie

Feuerbestattung
gegen geringe Monatsbeiträge vermittelt
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OTTO SCHWEINSHAUT

10— 1 Uhr und 3— 6 Uhr , Samstags 10—2 Uhr

Möbel
kaufen Sie in bester Qualität zu billigten Preise » im *

MbbskhÄtts Gvnsi GsoSS
Areuzstr . 26 . Lagerbesichtigungohne Kaufzwang . E99

Eugen von Steffelin
Femspr . 261 Kat *lSI *taIie Femspr . 201

©.658

Möbeltransport
Lager ss Spedition

Auspolstern
von Matrahe » und

Diwans u . sowie Neuan
fertigt»»»« besorgt reell u .

billig E100
Albert Ernst, Tapezier

Steinftr . 21

Bei fast alle« » rank -
heilen sind E- IIS

AvSutsrteekuven
oft von vorzüglichem Heil-
erfolge. Nähere Auskunft
durch C Wollch , BischofSPfnl,
Post Kloster Zinna , Prob .
Brandenburg . (Rückporto )

Dandel und Mirtsckatt
Berliner Devisennotierungen

H ERVORRAGEND
SIND FOEM UNO GÜTE DEB.

BAUBUND
MÖBEL

AM RONDELLPUTZ
EUE ERBPRINZEN U.KARirFlUEDRrSTV

EIGENE VER.KAU FSSTELLEN:
R A HS R. U HE ' KAaiFlLiEDRiCH -5TRA5SE21
MANNHE IM ' SCHUtfS -llECHTERFLUGBL .

PjPOUZHB IM 'TH EATE i STRASSB1l
FREiBURÖ ' MBTZOERAU6

ÖFFENB URG ' STEIN5TR .2
M O S B A CH' HAU PT5TR.U

lt . Kätj 10 . Htot
«tlk »ritt IX» StW

Amsterdam 100 G. 167 .64 168 .06 167 .54 167 .96
Kopenhagen 100 Kr. 75.25 75.43 75 .18 75 .36
Italien . . 100 L. 17 .21 17 .25 17 .14 1718London . . 1 Pfd . 20.02 20 .07 20.00 20.05
Newyork . 1 D . 4.19 4 .21 4.19 4 .21
Paris . . IVO Fr . 21 .65 21 .71 21 .46 21 .52
Schweiz . IVO Fr - 80 .80 81 .00 80 .69 80 .89Wien 100 Schilling 59 .10 59 .30 59 .10 59 .30
Prag . . 100 Kr. 12.44 12.48 12 .44 12.48

Zuteilung überall 100 Prozent

Staatsanzeiger
Bekanntmachung.

Wahl des Reichspräsidenten.
Zum Kreiswahlleiter für die Reichspräsidenteuwahlwird in dem 32 . Wahlkreis (Baden ) der Ministerialrat im

Ministerium des Innern Weitzel , zu seinem Stellvertreter
Oberregierungsrat Pfisterer ernannt .

Karlsruhe , den 11 . März 1926.
Der Minister des Inner »

Remmele .

personeller XTeil
Ernennungen, Versetzungen, Zuruhesetzungen usw.

der pl». !i !uiißigen Beamte«.
Aus dem Bereich des Ministeriums deS Innern

Ernannt :
Rottenineijter Ludwig Huber und Franz Koch in Mann -

heim zu planmäßigen Polizeiwachtmeistern.
Ministerium des Kultus und Unterrichts

Ernannt :
Hauptlehrer Arthur Lau an der Volksschule in Karlsruhe

zuin Oberlehrer daselbst .
Znruhegesetzt?

Rektor Karl Lehmann in Oberkirch.
Wasser - und Straßenbaudirektioi ,

Bersetzt :
Obergeonieter Egon Krauth in Emmendingen als Dienst,

vorstand zum BermessungSaink Mannheim unter Zurück -
nähme seiner Versetzung nach Lörrach, Obergeometer Her-
mann Bodemüller in Villingen als Dienstvorstand zum Ver-
messungsamt Lörrach unter Zurücknahme seiner Versetzung
nach Buchen, Baninspektor Josef Muller in Forbach zur Was»
ser- und Stratzenbaudirektion , Vermessungsassistent Wilhelm
Hauger bei der Wasser- und StratzenbandirektioN zum Ka-
tastergeometer (Obergeoinerer) Gernert in Wertheim , Ver,
messungsassistent Johann Elgen bei der Wasser- und Stra -
ßenbaudirektiou zum Katastergeometer (Obergeometer ) Rubin
in Tauberbischofsheim.

übertragen :
Dem Stratzenmeister Karl Schludecker in Ehlingen der

Straßen meisterbezirk Kirchzarten, dem Stratzenmeister An-
ton Straub beim Wasser- und Strahenbanamt Waldshutder Stratzenmeisterbezirk Ehlingen und dem StraßonmeisterLudwig Wiese in Hausen i . Tal der StratzenmeisterbezirkMndau .
In den Ruhestand getreten nach Erreichung der Altersgrenze :

Vermessungsobersekretär August Groß beim Vermessungs-amt Waldshut .
Ja den Ruhestand versetzt auf Ansuchen:

Oberstraßenmeister Friedrich Beck in^ Gernsbach und Ha-
senmeistor Georg Roß in Konstanz weg?n leidender Gesund-
heit.

In den einstweiligen Ruhestand versetzt :
Die Verwaltnngsinspektoren Friedrich Beck und Adolf Hel-ler bei der Wasser- und Straßenbaudirektion , ersterer ausAnstichen .

D .886

B
Halt , Sie können Geld sparen ! <5 .116Sonderangebot auf Anzöge , Hosen , Konfirmanden « u. Kommunikantenan -zUge , Gummimäntel , Windjacken usw . usw. bis zu 25 "/» Preisermäßigung DMadische KleiderzentraleKarlsruhe , Zirkel 30 , gegenüber der Badische» Presse . Telephon 4120 .

Wasche
wird zum Waschen u . Bügel«
bei forgfält . Behandl . angen .

Kran Braunschweiger
Zähringerstr . 82, H . Stock

Wungserleichterung .
Alles » as der Radfahrer ( iii)
benötigt zu haben bei E87
Wilhelm Bez,Karlsruhe

Adlerstr. 32, Tel . 4732 .Laden mit Reparil inr-WrrtftSiie .
Mit

l-u. Prlva !-
Hiskunitel

I

« Mannheim
0 . 6 . 6 .

I Planhin 8 .47w Fernjpr . JJ05
fi . Maier St Co ., <3. m. b .H .

Tannenabschnitte I .—Hl',
85,89 Fin . ForlenabschnitteI.—III . Vorzeiget : Förster
Reiß im Rittnerttoald (Post »
Durlach ) . Losverzeichnisse
kostenfrei durch das Forst-amt . »( .29.2.1

M -BerpaWng.
Bad. Forstamt Huchenfeldin Pforzheim verpachtetam Montag, de» I« . März

d . IS ., vormittags I« Nhr .auf seinem GeschäftSzim-
mer, Forststr. 1 hier, den
ca . 485 ha großen StaatS -
jagddistrikt II .,Hachen-
felder Nagoldhalde" Abt .m 2— 28 auf weitere vier
Jahre bis zum 31 . Jan .
1929 . Auskunft und Ein -
ficht in die Pachtbedin-
gungen auf dem Forstamt .

MGllilWtW
des Bad . Forstamts Dnriacham Donnerstag, den IS.
MSrz 1925 , vormittags
Uhr , im Saale des Gast-
Hauses „ znr Blume" in Dur¬
lach aus Staatswald Di-
strikt III Rittnert Abt . 16und IV Hundstangen :

40,57 Fm . Eichen I . IV .,51,73 Fm . Rotbuchen I . IV .,14,23 Fm . Fichten- und

Ladifches
N.andestheater

Donnerstag, den 12 . März
Zweites Gastspiel der

Mailänder Oper » - Stagioue
CllvÄena nlstilma

Melodrama in einem Akt von
Pietro Maseagni

Miisikal. Leiwng : Tango
Personen :

Santuzza . . . . Turner
Lola Tango
Turiddu . . . . Battaglia
Alfio RaccvVi
Lucia Sender !
Eine Bäuerin . . Maver

Der Bajazzo .
Drama in zwei Akten und
einem Prolog v. Leoncavall»

Miisikal. Leitung : Tango
Personen :

Canio Lois
Nedda . . . . Dorini
Tonio . . . . Mariane
Beppo . . . . Cigolim
Silvio . . . . Raccovi
Ein Bauer . . . Mayer

Personen in der Komödie
Bajazzo Lois
Colombine . . . . Dorini
Taddeo Marian»
Harlekin . . . . Cigolini

Anfang 7 ' /. Uhr .
Ende gegen 7,11 Uhr.

Preise Sperrsitz I . Abt . 8.—
Krück G. Braun , Karlsruhe .
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